
PEGIDA: AFD, Neonazis und der deutsche Stammtisch 
gemeinsam auf der Straße 

Seit Wochen steigt die Teilnehmerzahl an den „islamfeindlichen“ Aufmärschen in 
Dresden. Ein Ende scheint nicht in Sicht. Unterstützer und Teilnehmende kommen 
zum Teil von weither angereist. 

Die vorgeblich unpolitischen Organisatoren der „Patriotischen Europäer gegen 
die Islamisierung des Abendlands“ haben bei der Wahl ihres Namens Traditions-
bewusstsein an den Tag gelegt: Als „patriotisch“ bezeichnen sich seit den 1950er 
Jahren Rechtskonservative und Nazis, die ein anderes Deutschland als die demo-
kratische Bundesrepublik anstreben. Der (politische) Begriff des „Abendlands“ 
erlebte mit Oswald Spenglers „Untergang des Abendlands“ seine ideologische 
Ausformung, als er 1918 den drohenden Untergang der westlichen Welt ankündig-
te.  Bis zum Ende der Sowjetunion war er der Inbegriff der antikommunistischen 
Propaganda im Westen.

Seit 9/11 wird das „Abendland“ nun gegen den Islam verteidigt. Allerdings 
ist „Islam“ für PEGIDA zugleich Oberbegriff für alles, was die vermeintlich „zu 
kurz Gekommenen“ quält: kulturelle Vielfalt, Weltoffenheit, die Aufnahme von 
Flüchtlingen, der Euro und die EU. Damit reiht sich PEGIDA in die rassistischen 
Mobilisierungen gegen die Unterbringung von Flüchtlingen ein, die 2014 an vielen 
Orten Nazis und Nachbarn zusammengebracht haben. Und natürlich richten sich 
die Demonstranten hier wie dort mit ihrem Schlachtruf „Wir sind das Volk“ an die, 
die für eine angebliche „Überfremdung“ verantwortlich gemacht werden: Politik 
und Medien.

Wenn man sieht, wer zu den wöchentlichen Demonstrationen aufruft, zeigt sich, 
woher der Protest kommt. Führende Vertreter der AfD sind an den Protesten 
beteiligen. Die Fraktionsvorsitzende im sächsischen Landtag, Frauke Petry, hat 
inzwischen PEGIDA-Vertreter zum Gespräch eingeladen. Auch andere rechtspo-
pulistische, neurechte und rassistische Gruppen springen auf diesen Zug. Die 
neurechte Wochenzeitung „Junge Freiheit“ mobilisiert zu den Aufmärschen. Das 
„Institut für Staatspolitik“ (Zeitschrift „Sezession“) wirbt ebenso intensiv für die 



Aktionen wie die neurechte Internetzeitung „Blaue Narzisse“. Zu den Unterstützern 
der rassistischen Mobilisierung gehören das Magazin Compact und die extrem 
rassistische Internetseite PI-News („Politically incorrect“). Die „Identitären“, eine aus 
Frankreich stammende rassistische Jugendbewegung, haben von Anfang an zu 
den Demonstrationen aufgerufen. Und NPD-Anhänger und Funktionäre waren stets 
unter den PEGIDA-Marschierern. NPD, Pro NRW und andere versuchen, PEGIDA 
auch in anderen Städten zu imitieren, vorerst jedoch nur mit geringem Erfolg.

Extrem rechte Einstellungen sind in der Mitte der Gesellschaft weit verbreitet. Im 
vergangenen Herbst haben rund 15 Prozent der Menschen in Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen solche Rechten gewählt. Mit PEGIDA und ähnlichen Initia-
tiven tragen sie nun ihre Menschenverachtung auf die Straßen. Extrem rechte und 
menschenfeindliche Einstellungen sind das Ergebnis einer Politik der beschleunig-
ten Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums von unten nach oben, der um 
sich greifenden prekären Beschäftigungsverhältnisse und absehbaren Altersarmut. 
Staatlich institutionalisierter Rassismus und die inhumane Flüchtlingspolitik auf 
europäischer Ebene geben bei der Suche nach „Schuldigen“ die Richtung vor.

Jedoch zeigt sich bereits gesellschaftlicher Widerstand gegen die rechte Mobilisie-
rung. Große Demonstrationen fanden in Bonn, Kassel, Köln, München und anderen 
Städten gegen PEGIDA und ihre Ableger statt. Auch in Dresden gingen tausende 
Antifaschisten auf die Straße. 

	 Gemeinsam mit ihnen fordern wir:
–	Die Bundesregierung muss ihre Verantwortung wahrnehmen: Artikel 1 GG 
 „	Die Würde des Menschen ist unantastbar“ muss für alle Menschen in 
	 Deutschland erfahrbar sein, für Flüchtlinge, Arbeitende, Erwerbslose und  
	 Rentner. Artikel 1 GG fordert den Schutz von Minderheiten vor jeder Form 
	 von menschenfeindlicher Propaganda.
–	Wir dürfen den PEGIDAs und anderen Rassisten und Populisten nicht die 	
	 Straße überlassen. Wir müssen sichtbar an der Seite derer stehen, die sie  
	 ausgrenzen wollen.


